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Betrifft 

Bundesgesetz, mit dem das Chemikaliengesetz 1996, das Wasserrechtsgesetz 1959 und 
das Abfallwirtschaftsgesetz 2002 geändert werden 

Die NÖ Landesregierung hat in ihrer Sitzung vom 17. April 2018 beschlossen, folgende 

Stellungnahme zum Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Chemikaliengesetz 

1996, das Wasserrechtsgesetz 1959 und das Abfallwirtschaftsgesetz 2002 geändert 

werden, abzugeben: 

 

Nach § 20a Abfallwirtschaftsgesetz 2002 soll zuständige Behörde gemäß Art. 12 und 14 

der Verordnung (EU) 2017/852 über Quecksilber und zur Aufhebung der Verordnung (EG) 

Nr. 1102/2008 (EU-QuecksilberV), ABl. Nr. L 137 vom 24. Mai 2017, S. 1, grundsätzlich 

der Landeshauptmann sein, in dessen Bundesland der Abfallersterzeuger oder 

Abfallbehandler seinen Sitz hat.  

 

In den Erläuterungen findet sich lediglich der Hinweis, dass die Vollziehung der  

EU-QuecksilberV hinsichtlich der Quecksilberabfälle grundsätzlich im Rahmen der 

mittelbaren Bundesverwaltung erfolgen soll. Eine weitergehende Begründung, warum der 

Landeshauptmann, als eine der drei möglichen Behördenebenen, vorgesehen wurde, 

kann den Erläuterungen nicht entnommen werden. 

 

Insbesondere da nach Art. 14 Abs. 4 der EU-QuecksilberV die von den Betreibern an die 

Behörden vorzulegenden Verzeichnisse an die Kommission weiterzuleiten sind und diese 
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Weiterleitung – wie in anderen Bereichen üblich – im Wege des Bundesministeriums 

erfolgen wird, wird angeregt, die Behördenzuständigkeit in § 20a zu überdenken. 

 

Eine Ausfertigung dieser Stellungnahme wird unter einem dem Präsidium des National-

rates elektronisch übermittelt. 

 
Ergeht an: 
1. An das  Präsidium des Nationalrates 
                                     ------------------------------------------------ 
2. An das  Präsidium des Bundesrates 
3. An alle vom Lande Niederösterreich entsendeten Mitglieder des Bundesrates 
4. An alle Ämter der Landesregierungen zu Handen des Herrn Landesamtsdirektors 
5. An die Verbindungsstelle der Bundesländer, Schenkenstraße 4, 1010 Wien 
6. An das Bundesministerium für Verfassung, Reformen, Deregulierung und Justiz, 

Verfassungsdienst, Museumstraße 7, 1070 Wien 
7. Landtagsdirektion 
 
 

 
NÖ Landesregierung 

Mag.ª M i k l – L e i t n e r 

Landeshauptfrau 
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